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Eine historische Begegnung
von Ephraim Kishon

Das Bedürfnis, die Menschheit 
zu retten, notfalls auch gegen 
ihren Willen, ist eine typisch 
jüdische Eigenschaft. Besonders 
deutlich trat sie bei einem 
Rabbinersohn aus Trier hervor, 
der unter dem Namen Karl Marx 
bekannt wurde. Er träumte von 
der Gleichheit aller Menschen, 
von klassenloser Gesellschaft, 
von Produktion ohne Ausbeutung 
und von anderen schönen Dingen, 
die sich als undurchführbar er­
wiesen haben — abgesehen von 
einigen Ausnahmen in Galiläa 
und im Negev. ___

Unlängst hatte ich in Haifa zu 
tun und machte in einem Einkehr­
gasthaus halt, um einen kleinen 
Imbiß zu nehmen. Am Nebentisch 
sah ich einen älteren Juden in 
kurzen Khakihosen sitzen. Ein 
nicht alltäglicher, aber noch 
kein besonders aufregender An­
blick. Erst der buschige graue 
Vollbart machte mich stutzig. 
Überhaupt kam mir die ganze Er­
scheinung sonderbar bekannt vor. 
Immer sonderbarer und immer be­
kannter. Wäre es möglich..•?
"Entschuldigen Sie". Ich trat an 
seinen Tisch. "Sind wir einander 
nicht irgendwo begegnet?"
"Kann sein", antwortete der 
ältere Jude in den kurzen Khaki­
hosen. "Wahrscheinlich bei irgend­
einem ideologischen Seminar. Da 
stößt man manchmal auf mich. Mein 
Name ist Marx. Karl Marx".
"Doch nicht... also doch! Der 
Vater des Marxismus?"
Das Gesicht des Alten leuchtete 
auf:

"Sie kennen mich?" frage er errö-fe 
tend. "Ich dachte schon, daß mich 
alle vergessen hätten".
"Vergessen? Aber keine Spur! Pro­
letarier aller Länder, vereinigt 
euch!"
"Wie bitte?"
"Ich meine - wissen Sie nicht - 
Proletarier aller Länder - "
"Ach ja, richtig. Irgend so etwas 
habe ich einmal... ja, ich er­
innere mich. Kam damals bei den 
Massen ganz gut an. Aber das ist 
schon lange her. Nehmen Sie Platz".
Ich setzte mich zu Karl Marx. Vor 
Jahren, drüben in der alten Heimat, 
hatte ich ihn studiert. Besonders 
gut wußte ich über den "Zyklen- 
Charakter ökonomischer Krisen und 
über das "Ende des Monopolkapita­
lismus" Bescheid. Es war ein unver­
hofftes Erlebnis, dem Schöpfer x
dieser großartigen Theorien jetzt 
persönlich zu begegnen. Er sah 
zerknittert und verfallen aus, viel 
älter, als es seinen 130 Jahren 
entsprochen hätte. Ich wollte etwas 
zur Hebung seiner Laune tun.
"Vorige Woche war in der Wochen­
schau Ihr Bild zu sehen," sagte ich.
"Ja, man hat mir davon erzählt. In 
China, nicht wahr?"
"Beim Maiaufmarsch in Peking. Min- 
estens eine halbe Million Menschen. 
Sia trugen große Bilder von Ihnen 
und Mao Tse-tung".
"Mao ist ein netter Junge", nickte 
mein Gegenüber. "Vor ein paar Wochen 
hat er mir sein Photo geschickt".
Behutsam holte der Patriarch ein 
Photo im Postkartenformat hervor.
Es zeigte Maos Kopf und eine hand­
schriftliche Widmung: "Lekowed mein
(Fortsetzung siehe vorletzte Seite)
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HOCHSCHULREFORM OHNE STUDENTEN ?
Der RCDS setzt sich für einen 
engagierten studentischen Bei­
trag zur Reform des Ausbildungs­
und Wissenschaftsbetriebs der 
Hochschule ein.
Es ist zweifellos ein studenti­
sches Verdienst, durch Analyse 
der bestehenden Misere, durch 
Aufklärung und Mobilisierung der 
Studentenschaft und durch spek­
takulären Protest in der Öffent­
lichkeit die Notwendigkeit einer 
grundlegenden Reform der Hoch­
schule und des gesamten Bildungs­
bereichs unserer Gesellschaft 
deutlich aufgezeigt zu haben, 
gleichgültig welche weitergehen­
den politischen Ziele dabei auch 
im Spiele gewesen sein mögen. 
Gleichzeitig wurde mit der hart­
näckig geforderten Öffentlichkeit 
und paritätischen Mitbestimmung 
der Studenten in allen relevanten 
Gremien der Anspruch erhoben, an 
dieser Reform entscheidend mitzu­
wirken.
Wenngleich diese Forderungen bis 
heute noch nicht vollständig er­
füllt sind (und deshalb weiter 
auf der Tagesordnung bleiben), so 
ist andererseits festzustellen, 
daß überall dort, wo eine effek­
tive studentische Mitarbeit in­
zwischen möglich erschien, die 
Praxis der studentischen Mit­
arbeit diesem Anspruch in keiner 
Weise gerecht wurde. Dies hat 
mehrere Gründe:

deutet, ist mit einem "revo­
lutionären" Konzept im Hand­
streich nichts zu machen. 
Demokratische Gremien, blei­
ben sie funktionsfähig, tau­
gen nicht zu Vehikeln einer 
revolutionären Politik. Viel­
leicht war der frühere linke 
Gremienboykott auch Ausdruck 
dieser Erkenntnis.

3. Der jämmerliche Zustand der
völlig desorganisierten, funk­
tionsunfähigen Organe der ver­
faßten Studentenschaft tat ein 
übriges: Ohne permanente orga­
nisatorische Antriebe und Ko­
ordination, ohne Verbindung 
zur studentischen Basis, ohne 
ein erarbeitetes langfristi­
ges Konzept, ohne breite Dis­
kussion, büßte die studen­
tische Mitarbeit viel an Effi­
zienz und Glaubwürdigkeit ein. 
Es ist schon tragikomisch: die 
einmal durch studentische 
Initiative wenn auch schwer­
fällig in Gang gekommene Re­
form läuft heute vielfach 
ohne entscheidende studen­
tische Beteiligung und darum 
oft an den studentischen Inte­
ressen vorbei ab.

Der RCDS geht deshalb davon aus, 
daß organisatorisch und inhalt­
lich ein Neubeginn studentischer 
Politik in den Gremien (und nicht 
nur dort!) dringend notwendig ist. 
Die von Gestern, AStA nebst Sym- 
phathisantengruppen, werden es 
nicht schaffen und vielleicht 
wollen sie es auch nicht mehr.
Es ist deshalb wichtig, daß sol­
che Leute zum Zuge kommen, die 
eine wirkliche Alternative zur 
Schlamperei, zur sattsam be­
kannten undemokratischen Praxis 
des AStA-Klüngels und seiner 
"Nichtpolitik" der vergangenen 
2 Jahre bieten.

1. Der zähe Widerstand hauptsäch­
lich des reformunwilligen 
Teils der Professorenschaft, 
endlose Kompetenzstreitereien, 
organisatorische Mängel und 
andere zutage tretende Krank­
heiten der akademischen Selbst­
verwaltung zerbrachen viele 
Illusionen über eine schnelle 
und tiefgehende Reform.

2. Härter noch traf es die in 
ihrer Mehrheit linken Studen­
tenvertreter: Da nun offen­
sichtlich ein demokratischer 
Reformprozeß "kontinuierliches 
Steineklopfen" (Böhme), be­



Berthold Müller, Jörg' Ott, Hans-Jürgen Schuster

S O Z I A L E  SITUATION
Bildung und Ausbildung in einem 
sozialen und demokratischen 
Rechtsstaat müssen emanzipato- 
rischen Charakter haben: Sie 
haben Voraussetzungen für eine 
freie Entfaltung der Persön­
lichkeit und für die Entwick­
lung eines gesellschaftlichen 
Bewußtseins zu schaffen. In 
diesem Sinne garantiert unsere 
Verfassung das Recht des ein­
zelnen auf Bildung und Arbeit 
und beinhaltet damit zugleich 
die Verpflichtung des Staates 
das Mögliche zu tun, den ein­
zelnen zur Wahrnehmung seiner 
Rechte zu befähigen.
Wie sehr nun aber die Wahrneh­
mung des Rechts auf Bildung u.a. 
schon von rein materiellen Vor­
aussetzungen abhängt, zeigt 
z.B. die ungleiche Verteilung 
der Angehörigen verschiedener 
sozialer Schichten an den Hoch­
schulen: Nur ca. 20$ der Kinder 
aus sozial schwachen Schichten 
(Arbeiter, kleine Angestellten, 
Kleinbauern) studieren. Das be­
deutet, der Verfassungsauftrag 
gemäß Artikel 3 GG ist nicht er­
füllt; das Sozialstaatlichkeits­
prinzip (keine kulturelle Unter­
drückung oder materielle Be- 
nacht eiligung irgendeiner ge­
sellschaftlichen Gruppe oder 
Schicht) versagt, insoweit hier 
(im tertiären Bereich) keine 
soziale Chancengleichheit ge­
geben ist.
Als nächstliegende und kurzfri­
stig zu lösende Aufgabe ist dem 
Staat darum aufgegeben, die 
materiellen Voraussetzungen da­
für zu schaffen, daß niemandem - 
und das betrifft vor allem die 
Angehörigen sozial schwacher 
Schichten - infolge mangelnder 
Ausbildungsmöglichkeiten und 
unzureichender finanzieller 
Förderung in seinem Recht auf 
Bildung (und Arbeit) eingeschränkt 
wird, wie dies heute noch sehr 
oft der F#ll ist.
Natürlich hat ein umfassendes 
sozialpolitisches Programm auch 
andere wesentliche Ursachen der

Chancenungleichheit zu berücksich­
tigen. Ein durch mangelnde Auf­
klärung bedingter unterentwickel­
ter Wille zur Fortbildung und mi­
lieubedingt schlechtere Bildungs- 
vorausse tzungen können nur durch 
umfassende staatliche Anstrengun­
gen im gesamten Bildungsbereich 
langfristig beseitigt werden. 
Allgemeine vorschulische Intelli­
genzförderung, breites Angebot 
von Förderstufen in den Grund­
schulen, Reform des Berufsschul­
wesens und der Lehrlingsausbil­
dung, Intensivierung der Berufs­
fortbildung, Ausbau des Fern­
studiums sind weitere notwendige 
Maßnahmen, welche der sozialen 
Verpflichtung des Staates allen 
Auszubildenden gegenüber ent­
sprechen.
Wenn wir hier nur von studenti­
scher Sozialpolitik sprechen, so 
bedeutet dies also, im Gesamt­
rahmen sozialpolitischer Überle­
gungen Forderungen zur Besserung 
der sozialen Lage der Studenten 
zu erheben; was aber keinesfalls 
heißt, daß hier für eine bestimmte 
gesellschaftliche Gruppe ein be­
sonderer elitärer Anspruch er­
hoben und Privilegien gefordert 
werden sollen. Studentische 
Sozialpolitik zielt in ihren Forde 
rungen vielmehr darauf ab, eine 
durch Wohnmisere und unzureichende 
materielle Sicherung gekennzeich­
nete Ausnahmesituation des Stu­
denten in der Gesellschaft abzu­
bauen, (eng damit zusammenhängend 
sind auch das mangelnde stu­
dentische Selbstverständnis und 
die oft verständnislose Haltung 
der Bevölkerung Auszubildenden 
gegenüber zu nennen) welche der 
emanzipatorischen Funktion seiner 
Ausbildung entgegensteht.
In dem dadurch gesteckten Rahmen 
erhebt der RCDS in Darmstadt (und 
auch bundesweit) in seinem sozial­
politischen Sachprogramm vor­
rangig Forderungen zum Problem 
des studentischen Wohnens und der 
Ausbildungsförderung. Die in den 
folgenden Darlegungen gekürzt und 
auszugsweise wiedergegebenen

Sachforderungen gehen im wesent­
lichen auf Beschlüsse der orent- 
lichen Bundesdelegiertenversamm­
lung des RCDS in Oldenburg zu­
rück.
I. Ausbildungsförderung (siehe 

dazu auch RCDS-Info-Flug­
blatt zum BAFÖG)

Dem derzeitigen Konzept der Aus­
bildungsf örderung (siehe BAFÖG) 
legte der Gesetzgeber das Sub­
sidiär! tät sprinzip zugrunde. Die 
Förderung ist nicht kostendek- 
kend und die Vergabe der Förde­
rungsmittel zudem von der mate­
riellen Situation der Familie 
abhängig gemacht.. Dadurch ist der 
Student in der Regel immer auf 
eine teilweise, sehr oft aber 
auf die ausschließliche Unter­
stützung durch seine Familie an­
gewiesen; es sei denn, er erkauft 
sich seine finanzielle Unabhäng­
igkeit durch Nebenverdienst, was 
seinem Studium in jedem Fall 
schadet und ihn nicht selten 
physisch und psychisch so be­
lastet, daß er sein Studium ab­
brechen muß. Durch diese finan­
ziellen Zuwendungen und durch 
völlig unrealistische Steuer­
freibeträge werden vor allem 
sozial schwache Familien äußerst 
hart belastet. Andererseits ist 
die materielle Abhängigkeit des 
Studierenden von seiner Familie 
seiner freien Entfaltung eben 
nicht gerade zuträglich. Die 
Familienabhängigkeit der jetzi­
gen Ausbildungsförderung steht 
auch im Gegensatz zur Ausbil­
dungswirklichkeit, denn Ausbil­
dung im tertiären Bereich fin­
det heute auch räumlich weit­
gehend getrennt von der Familie 
statt. Weiterhin widerspricht es 
dem Prinzip der Gleichheit, wenn 
die Vergabe von Förderungsmit­
teln an besondere, nur vom Be­
werber zu erbringende Leistungs­
nachweise gebunden ist, was 
wieder Studenten aus sozial 
schwachen Schichten einem zu­
sätzlichen Leistungsdruck unter­
wirft. Eine zukunftsorientierte 
Ausbildungsförderung muß deshalb 
darlehensfrei, kostendeckend und 
djn Tertiärbereich familienunab­
hängig sein. Das BAFÖG erfüllt 
diese Forderungen weitgehend nicht.

Der RCDS hat darum in einer 
bundesweiten Aktion die Bundes­
regierung aufgefordert:
1. ein Konzept für eine familien­

unabhängige und kostendeckende 
Ausbildungsförderung zu ent­
wickeln. Dies erfordert jedoch 
gleichzeitig eine Reform des 
Steuerrechts und ein neues 
System des Familienlastenaus­
gleichs

2. durch erste kurzfristige Maß­
nahmen zu zeigen, daß sie ge­
willt ist, dieses Konzept zu 
verwirklichen und deshalb
a) den Höchstförderungsbeitrag 

auf DM 620,-- festzulegen,
b) den Steuerfreibetrag der 

Eltern auf DM 1.200,--,
c) den Freibetrag des Ehe­

gatten mit DM 730»-- anzu­
setzen ,

d) den Freibetrag jedes Kind 
in der Ausbildung mit
DM 300,-- anzusetzen

c) und diese Beträge zu dyna­
misieren.

Natürlich sind damit unsere 
grundsätzlichen Forderungen 
noch lange nicht erfüllt, aber 
immerhin könnte ein erster 
solcher Schritt manche Härte 
beseitigen und eine umfassende 
Neuorientierung der Ausbil­
dungsf örderung einleiten.

I I . Studentisches Wohnen
Seit Jahren besteht in fast allen 
Hochschulstädten, so auch in 
Darmstadt eine offene oder ver­
steckte Wohnungsnot für Studen­
ten. Offen dort, wo ein Teil der 
Studenten gar keine Zimmer mehr 
bekommen kann, und versteckt wo 
dies nur unter teilweise unzu­
mutbaren Bedingungen möglich ist: 
entweder weil sich die Studen­
ten mit den letzten Kellerlöchern 
oder Mansarden .zufrieden geben 
oder für die Zimmer Wucherpreise 
zahlen müßen. Diese Wohnungsnot 
erweist sich immer mehr als ein 
sozialer Numerus Clausus. Be­
sonders betroffen sind verheira­
tete Studierende, vor allem mit



Kindern, und ausländische Stu­
denten.
Die bestehenden Wohnheime ander­
erseits schaffen durch ihre räum­
liche Lage und Bauweise oft ein 
Wohnghetto: Kontakt mit der um­
wohnenden Bevölkerung ist prak­
tisch nicht möglich und die so­
ziale Isolierung der Studenten 
von der Bevölkerung wird dadurch 
noch vergrößert. Ja, die "Stu­
dentensilos" mit ihrem monotonen 
Wohnbereich (lange Flure mit 
Einzel- und Doppelzimmern, Buben 
und Mädchen wie im Internat fein 
säuberlich getrennt) und räum­
lich ausgegliederten, zudem 
falsch angelegten "Gemeinschafts­
einrichtungen" behindern selbst 
die Kommunikation unter den Be­
wohnern und leisten der Vereinze­
lung nur weiteren Vorschub.
Neuplanungen müssen darum von 
einem modernen Konzept studen­
tischen Wohnens ausgehen, wel­
ches an studentischen Bedürf­
nissen orientiert ist, indem es 
die Möglichkeit verschiedener 
Wohnformen mit integrierten 
Kommunikationsmöglichkeiten 
realisiert:
1. Wie bisher individuelles Woh­

nen mit ungestörter Einzel­
arbeit .

2. Ermöglichen von Gruppenbil­
dung (Wohn- und/oder Arbeits­
gemeinschaften) in jeder Form 
und unterschiedlicher Größe: 
für Ehepaare, Kleinfamilien, 
Mehrfamilienwohngemeinschaften, 
und Möglichkeit zu Gruppen­
wechsel .

3. Vermeidung der Ghettositua­
tion durch räumliche, funk­
tionale und soziale Inte­
gration mit der Umgebung. An 
dieser Stelle ist die vor­
liegende, verbesserte Pla­
nung für das Wohnheimprojekt 
"Karlshof" in Darmstadt als 
ein beispielhafter Schritt
in dieser Richtung zu nennen.

A. Wohnheimbau
1. Bereitstellung von Wohnheim­

plätzen für 40$ der Studieren­
den .

2. Erhöhung der Bundes- und Länder­
mittel, um den Nachholbedarf 
aufzufangen. Erhöhung des Volu­
mens um jährlich 10$, um bis 
1980 für 40$ der Studiernden 
Wohnheimplätze zur Verfügung zu 
haben.

3. Die Länder werden aufgefordert, 
sich den NRW-Plan anzuschließen 
und durch Fondsgesellschaften 
den Wohnheimbau zu fördern.

4. 25$ der Plätze sind für Studen­
tenehepaare einzurichten. Beim 
Neubau von Wohnheimen sind da­
her gleichzeitig Kindertages­
stätten (evtl. Berücksichtigung 
der Mitbenutzung durch die um­
wohnende Bevölkerung) zu er­
richten.

5. Beim Bau von Wohnheimen ist be-A 
sonders auf die Lage zu achten.
Es dürfen keine Wohnghettos 
entstehen. Kontaktmöglichkeiten, 
z.B. durch gemeinsame Nutzung 
von Spielplätzen, Freizeitein­
richtungen, Cafe, Kneipe, Kinder­
gärten und Läden sind mit ein­
zuplanen .

6. Die Studentenwohnheime sind 
auch anderen sich in der Aus­
bildung befindlichen Gruppen zu­
gänglich zu machen. Der RCDS 
wird sich für eine Änderung der 
entsprechenden Vorschriften 
einsetzen.

7. Bei der Belegung der Wohnheime 
ist die schwierige Situation 
der ausländischen Studenten zu 
berücksichtigen.

8. Bei der Konzeption der Wohnheime 
sind Studierende an der Gestal­
tung zu beteiligen.

9. Der Wohnheimbau ist in das 
Hochschulbauförderungsgesetz 
einzubeziehen. Bei Hochschul­
kapazitätserweiterungen muß der 
entsprechende Teil an neuzu­
schaffenden Wohnmöglichkeiten 
eingeplant werden.

B . Privatwohnungen
1. Über die Studentenwerke als 

Hauptmieter Sollen im freien 
Wohnungsmarkt Wohnungen ange­
mietet, und mit angemessenen

Zuschüssen versehen, an die 
Studiernenden weitervermietet, 
werden.

2. Der Bau von Studentenzimmern 
und Studentenwohnungen im 
Rahmen des privaten Bauens 
ist durch verstärkte Vergabe 
von Darlehen und Zuschüssen 
aus öffentlichen Mitteln und 
durch Verbesserung von Ver­
gabemitteln zu fördern.

3. Um unseriösen Maklern das 
Handwerk zu legen, werden in 
den Hochschulstädten kommuna­
le zentrale Zimmervermitt­
lungsstellen durch die Städte 
eingerichtet, die Hand in 
Hand mit den studentischen 
Selbsthilfeeinrichtungen ar­
beiten.

C . Zusätzliche Maßnahmen
1. Die Studierenden werden in den 

Kreis der Wohngeldberechtigten 
einbezogen.

2. Der Studentenwohnheimbau ist 
in den sozialen Wohnungsbau 
einzugliedern.

In Bezug auf die Darmstädter Situa­
tion erhebt der RCDS der THD folgen­
de Forderungen:
1. Sofortiger Beginn mit dem Bau 

des Wohnheimprojektes "Karls­
hof" nach den nunmehr vorliegen­
den verbesserten Plänen.

2. Beginn einer vorausschauenden 
Planung eines weitern Wohnheimes 
an geeigneter Stelle unter Ver­
wertung der Karlshofpläne, um 
zukünftigen Bedarf zu decken.

3. Vermehrten Anmieten von Wohnungen 
und Zimmer durch das Studenten­
werk und deren Weitervermietung 
zu sozialen Mieten an Studieren­
de zur kurzfristigen Lösung von 
Wohnungsnot.

4. Intensive Zusammenarbeit des 
Studentenwerks mit der kommunalen 
Wohnungsvermittlungsstelle der 
Stadt Darmstadt.

3. Bessere Unterstützung der aus­
ländischen Studenten bei der Be­
schaffung von Wohnraum z.B. durch 
Kontakte zu Mieter- und Ver­
mieterverbänden, durch Einrich­
tung von Kontaktgesprächen 
zwischen Vermietern und zimmer­
suchenden ausländischen Studen­
ten .

KENNST DU DIE . . .?



Siegfried Kremer

KONVENTSAUSSCHUSS FÜR L E H R ­

UNG S T U D I E N A N G E L E G E N H E I T E N
Einige praktisch-politische Pro­
bleme der Hochschulreform soll 
exemplarisch der folgende kurze 
Erfahrungsbericht unseres Mit­
glieds im Konventsausschuß für 
Lehr- und Studienangelegenhei­
ten, Siegried Kremer, aufzeigen:
Am 16.6.1971 fand die konstitu­
ierende Sitzung des Ständigen 
Ausschusses für Lehr- und Stu- 
dienangelegenheiten (Ausschuß i) 
statt.

Dieser Konventsausschuß, besetzt 
mit 3 Professoren (Eyferth, 
Habermehl, Hosemann), 2 Assisten­
ten (Heumann, Ekardt) und 3 Ver­
treter der Studentenschaft 
(Kremer, Breithaupt, Gronau), 
nahm damit seine nicht immer 
glückliche Tätigkeit auf. Haupt­
aufgabe des Ausschusses sollte 
es sein, die Lehr- und Studien­
reform an der THD voranzutrei­
ben, insbesondere durch die Ent­
wicklung' geeigneter Rahmenricht­
linien zur Neugestaltung von 
Studien- und Prüfungsordnungen.
Erstaunlich war es zu sehen, • 
wie schon bald ein recht klein­
kariertes Hin- und Hergeziehe 
von vermeindlichen Rechten und 
Zuständigkeiten zwischen dem 
Ständigen Ausschuß für Lehr- und 
S tudi enangelegenhei t en (LuSt) 
und den betroffenen Fachberei­
chen begann. Ein im Hinblick auf 
die teilweise überfälligen Re­
formen unerträglicher Zustand, 
der aber letztlich durch die un­
genauen, verwaschenen (wahr­
scheinlich auch undurchdachten) 
gesetzlichen Bestimmungen verur­
sacht wurde. Nachdem durch me- 
rere Gutachten die Zuständig­
keit des LuSt bezüglich der Re­
form von Studium und Prüfung, so­
weit der allgemeingültige Charak­
ter gewahrt blieb, festgestellt 
war, konnte schließlich mit der

eigentlichen Arbeit begonnen wer­
den.

Wesentliches Ergebnis ist ein Kata­
log von Forderungen an die Neuge­
staltung von Studien- und Prüfungs­
ordnungen, in dem neben einer Be­
ruf sfeldanalyse (die, wie die spä­
tere Praxis gezeigt hat, nicht 
immer zu eindeutig interpretier­
baren Ergebnissen führt) ausdrück­
lich der Praxisbezug des Studiums f  
gefordert wird. Dies ist ein be- ^  
wußter Schritt weg von einem Aus­
bildungsziel, wie es auch heute 
noch nach Humboldt’schem Vorbild 
in den Köpfen so mancher Profes­
soren und Studenten herumspukt.
Das Studium kann kein Selbstzweck 
mehr sein. Es muß, will es die 
immer größer werdenden finanziel­
len Forderungen an unsere Gesell­
schaft rechtfertigen, indem es 
Voraussetzungen für beständigen ge­
sellschaftlichen Fortschritt 
schafft, auch auf die Bedürfnisse 
eben dieser Gesellschaft hin aus­
gerichtet sein. Dieser Prozeß muß, 
politische und soziale Verhält­
nisse kritisch reflektierend, end- | 
lieh eingeleitet werden. ^
Obwohl diese realen Forderungen von 
allen Ausschußmitgliedern, also von 
allen hochschulpolitischen Gruppie­
rungen gleichermaßen erhoben und 
beschlossen wurden, blieb es in 
der Regel doch bei pauschalen, un­
durchführbaren und ebenso wir­
kungslosen Maximalforderungen.
Es bleibt zu betonen, daß dies in 
erster Linie auf das Verhalten der 
studentischen Vertreter zurückzu­
führen ist, bei denen eben kein 
auf kontinuierliche Reform ausge­
richtetes hochschulpolitisches In­
teresse maßgebend für* ihre Aus­
schußarbeit ist, sondern diese nur 
das Arbeitsfeld für ihre linke 
Gesellschaftspolitik darstellt.

Es ist offensichtlich, daß die 
linken Vertreter unserer Stu­
dentenschaft permanent den Ver­
such unternehmen hochschul- 
politische Probleme und unver­
meidlich auftretende Konflikte 
durch eine ihrem bornierten, 
realitätsfremden Klassenden­
ken entsprechende, ganz auf die 
die Aufdeckung und Ausweitung 
der vermeintlichen Widersprüche 
der kapitalistischen Gesell­
schaft bedachte Politik zu ge­
sellschaftspolitischem Zünd­
stoff werden zu lassen.
Daß damit die Interessen der Stu­
dentenschaft auf denkbar wirkungs­
volle Art und Weise geschadet 
werden kann, läßt sich sympto­
matisch an folgendem Beispiel 
zeigen.

Im Herbst 1971 drohte als Folge 
des von Wiesbaden erlassenen 
MIngenieurschulerlasses" der 
Lehrbetrieb bei den Berufsschul­
lehrern zusammenzubrechen, weil 
dem entstandenen Mehrbedarf an 
Sach- und Personalmitteln sei­
tens des Landes Hessen nicht 
entsprochen wurde (das diese 
Situation herbeigeführt und 
letztlich zu verantworten hat).
Obwohl alle Bedarfsanalysen, be­
sonders für das Bauwesen, eine 
Überproduktion an Berufsschul­
lehrern in Aussicht stellten, 
andererseits die ordnungsgemäße 
Weiterbildung der bereits stu­
dierenden in erheblichem Maß ge­
fährdet war, verstanden unsere 
linken Ausschußmitglieder die 
Interessen der Studenten am 
besten dadurch zu wahren, daß sie 
das Land Hessen aufforderten, 
"notwendige Mittel bereitzustei­
len” , wohlwissend, daß eine Er­
höhung der notwendigen Mittel be­
reits vorher unmißverständlich 
abgelehnt worden und eine neue 
Forderung - auch wenn sie ehr­
lich gemeint gewesen wäre - von 
vornherein sinnlos war. So glaub­
ten sie sich vor aller Welt le­
gitimiert, scheinheilig und im 
Brustton der Überzeugung ("Ver­
weigerung des Rechts auf Ausbil­
dung” , usw.) die Zustimmung zu 
einer befristeten Aufnahmebe- •

Schränkung verweigern zu können, 
welche nicht zuletzt im gemeinsa- 
men Interesse der Nichtangenommenen 
und der Studierenden gelegen hätte. 
Das entstehende Chaos sollte dann 
ein klassisches Feld für politi­
sche Agitation werden.
Auch Hochschulpolitik braucht, soll 
sie einen friedlichen und demokra­
tischen Prozeß der Reform bewirken, 
bei auftretenden Konfliktsituationen 
den, wenn auch heiß erstrittenen, 
Kompromiß; den Ausgleich zwischen 
den Interessen derjenigen die auf 
schnellen Fortgang der Reform 
drängen und den spezifischen Inte­
ressen der jeweils Betroffenen; den 
Ausgleich zwischen den gesellschaft­
lichen und den individuellen An­
sprüchen und Bedürfnissen. Kompro­
misse schließen muß nicht heißen, 
daß damit grundsätzliche Forde­
rungen und Ziele aus den Augen ver­
loren oder korrumpiert werden.
Aber dies ist eben der Preis demo­
kratischer Reform. Das zeigt auch 
die Arbeit in diesem Konventsaus­
schuß deutlich.

R e a l e

C h a n c e n

TUDENTEN
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MÜLLER,Berthold
26 Jahre, FB 7 (ch) 
StuPa 67/68 
StuPa 70/71 
Konvent 71/72 
RCDS - Vorsitzender

GRAEFE,Kurt
25 Jahre, FB 18 (NT) 
StuPa 70/71 
Konvent 71/72 
Collegium Politicum 
RCDS

WULF,Heike
20 Jahre, FB 10 (Bio) 
RCDS

#

BARTH,Thomas
25 Jahre, FB 16 (MB) 
StuPa 70/71 
FBK 71/72.
RCDS

OTT, Jörg
23 Jahre, FB 5 (MPh) 
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RCDS

PÖSCHL, W o 1 fgang
21 Jahre, FB 1 (wi) 
RCDS

Die Kandidaten des RCDS

SCHUSTER,Hans-Jürgen
27 Jahre, FB 3 (MPh) 
StuPa 70/71 
Konvent 71/72 
FBK 71/72 
RCDS

KREMER,Siegfried
28 Jahre, FB 16 (MB) 
StuPa 70/71 
Konventsausschuß für 
Lehr- u .Studienangel. 
(Ständiger Ausschuß) 
RCDS

BRAUN, Berthold
21 Jahre, FB 14 (Bl) 
RCDS

FRIES,Andreas
22 Jahre, FB 1 (BWL) 
RCDS-- , .  ̂ //

„Endlich tfenüoe nd Aefor*)plane.f na<jr>if/ien t .. # . .

Auf den nächsten Plätzen unserer Liste folgen (ohne Bild):

KOCH,Karl-Heinz, 22 Jahre, FB 1b (Bl), RCDS
SCHWARK,Klaus, 23 Jahre, FB 1 (Wi), unabhängig
SPERLING,Jürgen, 21 Jahre, FB 1 (Wi), unabhängig
MELLINGHOF,Ulrich, 22 Jahre, FB 16 (MB), unabhängig



HriY üic  HOCHSCHULE EINEN AUSSERW ISSEN-
SCHAFTLICHEN BILDUNGSAUFTRAG ?
Zumindest zwei Hauptaufgaben, die 
die Hochschule in unserer Gesell­
schaft wahrzunehmen hat, sind in 
der hochschulpolitischen Debatte 
heute kaum noch umstritten:

- Die Weiterentwicklung der 
Wissenschaft durch Forschung 
und Lehre

- die Ausbildung für wissen­
schaftliche Massenberufe.

An der Frage jedoch, ob die Hoch­
schule daneben noch eine dritte 
Bestimmung, die der

- politischen Bildung, der Er­
ziehung ihrer Studenten Stu­
denten zu "kritischen, kre­
ativen, mündigen und koope­
rationsfähigen" (WILHELM/ 
BAER-KAUPERT) Staatsbürgern 
h a t ,

das Expertentum und die möglichst 
hohe fachliche Spezialisierung 
seien, die unserer Gesellschaft 
zum Fortschritt verhelfen. Diese 
These gipfelt oftmals in der Vor­
stellung, die Fähigkeit zu wissen­
schaftlichem Denken, die sich ein 
Student während seiner Ausbildung 
erwirbt, könne er dann auch auf 
andere Bereiche des Lebens, so 
z.B. auf politisch-gesellschaft­
liche Probleme übertragen.
Allein schon die unselige Rolle, 
die große Teile der sogenannten 
Intelligenz im Laufe der deutschen 
Geschichte gespielt haben, sollte 
uns beweisen, wie unbegründet eine 
derartige Vorstellung ist. SEIFFERT 
sagt dazu: "Der Gelehrte denkt in 
politisch-gesellschaftlichen An- 
gelegenheiten keineswegs schon 
deshalb eo ipso 'sachlicher', weil 
er das sachliche Denken in seinem 
Fach gelernt hat".

entzündet sich nach wie vor die 
Diskussion.
Um unseren Standpunkt in der Aus- 
einanderse t zung um dieses Thema 
zu erläutern, gehen wir von fol­
gender Fragestellung a us:
Ist eine überfachliche Menschen­
bildung überhaupt notwendig, 
oder sind es Spezialisierung und 
Expertentum, die unsere moderne 
pluralistische Gesellschaft 
funktionsfähig halten und sie 
darüberhinaus in Richtung einer 
humanen Gesellschaft fortent­
wickeln?
Bevor wir versuchen eine Antwort 
zu geben, stellen wir zunächst 
die beiden extremen Positionen 
gegenüber, die heute in der Kon­
troverse um dieses Thema ver­
treten werden.
Einerseits trifft man, gerade 
auch in Kreisen naturwissenschaft 
lich-technisch 'Gebildeter', auf 
die These, daß es in erster Linie

Die zweite Position, die vorwie­
gend von Repräsentanten linker 
Überzeugungen in die Diskussion ge­
bracht wird, behauptet nun, die 
Herrschaft der Experten führe zum 
Abbau der Demokratie. Aber auch 
Autoren, die sich ansonsten von 
linken Utopien distanzieren, haben 
diese Behauptung aufgegriffen. So 
verheißt uns z.B. HARTMUT VON 
HENTIG: "Im Sachverstand erstickt 
die Demokratie ...". Diese Be­
hauptung mündet meist in dem An­
spruch, durch eine vermehrte Mit­
bestimmung möglichst vieler Bürger 
in möglichst vielen Bereichen des 
öffentlichen Lebens diesem Abbau der 
Demokratie entgegenzuwirken.
Unserer Überzeugung nach lassen 
sich auf die Dauer die Probleme 
unserer dynamischen, hocharbeits­
teiligen Gesellschaft weder allein 
von Spezialisten, noch gar durch 
Abstimmungsergebnisse lösen.
Gehen wir zur Begründung dieser 
Auffassung der Frage nach, ob mit



der Methode, nach der in unse­
rer pluralistischen Demokratie 
Ziel- und Interessenkonflikte 
ausgetragen werden auch die in 
Zukunft auf die Gesellschaft 
zukommenden Sachprobleme be­
wältigt werden können.
Wie werden Konflikte ausgetra- 
£en?
Wo immer Menschen Zusammenle­
ben, gibt es Konflikte. Sie sind 
also nicht ein charakteristi­
sches Merkmal etwa des 'kapita­
listischen Wirtschaftssystems'. 
Vielmehr läßt die A r t , nach der 
eine Gesellschaft mit diesen 
Konflikten fertig wird, darauf 
schließen, wie groß der Frei­
heit sspielraum des einzelnen 
innerhalb des entsprechenden 
Systems ist.
Exkurs: In einem totalitären 
System werden derartige Kon­
flikte 'per Erlaß' aus der Welt 
geschafft. Damit entzieht sich 
die machtausübende Gruppe 
gleichzeitig jeglicher öffent­
licher Kontrolle. Mündige, 
kritische Staatsbürger stehen 
der reibungslosen Funktion eines 
solchen Systems nur im Wege, 
müssen also entweder aus- oder 
gleichgeschaltet werden. Die 
wichtigsten Aufgaben der "Päda­
gogik" in totalitären Systemen 
bestehen deshalb darin, kriti­
sches Denken zu unterbinden und 
an seine Stelle eine offizielle, 
allein "wahre" Staatsideologie 
zu setzen. Dadurch erhofft man 
sich größtmöglich systemkom- 
formes Verhalten zu "erziehen". 
Die DDR-Zeitschrift "Pädagogik" 
schreibt in ihrer Ausgabe vom 
Juni 1969, der pädagogischen 
Wissenschaft gehe es um die 
Leistung eines "praktischen 
Beitrags in der Auseinanderset­
zung mit dem Imperialismus, zur 
Vermittlung der sozialistischen 
Ideologie und der Ausbildung 
und Formung eines sozialisti­
schen Verhaltens".
Das Wesen der pluralistischen 
Demokratie besteht nun gerade 
darin, daß Interessen- und Ziel­
konflikte nicht von einem autori­
tären MuchtZentrum "entschieden" 
werden, sondern daß der Staats­
bürger am Prozeß der politischen

Willensbildung aktiv teilnimmt. Die 
pluralistische Demokratie "erlaubt 
es dem Bürger, seine Interessen 
kollektiv, in Gruppen und Verbänden 
wahrzunehmen, erwartet allerdings, 
daß ein Minimum von regulativen 
Prinzipien als verbindlich erachtet 
wird" (W. DETTLING). Dabei stellt 
letztlich jede Konfliktlösung 
einen Kompromiß dar, in den die 
Interessen der verschiedenen ge­
sellschaftlichen Gruppen und Schich­
ten eingehen.
Wir sehen die Kritik am pluralisti­
schen System als wichtig und för­
dernd, ja geradezu lebensnotwendig 
für dessen Weiterentwicklung an. 
Denjenigen jedoch, die im Sinne 
irgendeiner Idee seine 'Überwin­
dung' fordern, muß entgegengehalten 
werden, daß dieses System trotz 
all seiner Mißstände und Unvoll­
kommenheiten seit nunmehr 25 f
Jahren funktioniert und immerhin - 
im Gegensatz zu totalitär ver­
fassten Gesellschaften - zu Wohl­
stand, zu einer Gesellschaft "ohne 
Arbeitslosigkeit, mit nur margina­
ler Armut, mit Meinungsfreiheit, 
Rechtssicherheit und Freizügigkeit 
..." (r . l ö w e n t h a l ) geführt hat.
Funktioniert das pluralistische 
System auch in Zukunft?
Damit ist jedoch nichts darüber ge­
sagt , ob und unter welchen Bedin­
gungen der Mechanismus der plura­
listischen Konsensfindung auch in 
Zukunft funktionieren wird. Nur 
eines ist sicher: Werden die Zu­
kunft sprobleme nicht rechtzeitig j 
gelöst, ist der Fortbestand unsere™ 
demokratischen Gesellschaft, ja im 
größeren Rahmen der menschlichen 
Zivilisation überhaupt, in Frage 
gestellt. Wer diese Behauptung für 
übertrieben hält, den erinnern wir 
daran, daß bereits heute wissen­
schaftlich-technischer Fortschritt 
auf vielen Gebieten lebensge­
fährdende Formen angenommen hat.
Die Lebensfähigkeit des plurali­
stischen Systems ist an mehrere 
Grundvoraussetzungen gebunden. Zu­
mindest eine davon, nämlich die, 
daß

alle wichtigen Interessen im 
Prozeß der politischen Willens­
bildung gebührend berücksichtigt 
werden müssen

scheint schon heute nicht mehr ohne

weiteres erfüllt zu sein. Die 
immer schnelleren Veränderungen 
unserer sozialökonomischen Um­
welt bringen Sachaufgaben von 
tiefgehender Bedeutung für die 
Weiterentwicklung der Gesell­
schaft mit sich, aus deren Lö­
sung keiner Gruppe der Gesell­
schaft ein sofort spürbarer 
Vorteil entsteht. Im Gegenteil: 
Die Lösung von Aufgaben des Um­
weltschutzes, der Bildung, der 
Städte- und Verkehrsplanung 
verlangen vom einzelnen persön­
liche Opfer; sie sind mit Un­
bequemlichkeiten und Konsumver­
zicht verbunden. Wenn sich aber 
keine Gruppe der Gesellschaft 
der Lösung anstehender Probleme 
annimmt, wachsen diese zwangs­
läufig immer weiter an. Was das 
z.B. auf dem Gebiet des Umwelt­
schutzes zur Folge hätte, dürfte 
sich inzwischen herumgesprochen 
haben.
Hier nun erhebt sich die erste 
klare Forderung an unser Er- 
ziehungs- und Bildungssystem 
und damit auch an die Hoch­
schule: Wenn die pluralistische 
Demokratie überleben soll, muß 
mit dem Irrtum aufgeräumt werden, 
daß die Freiheit, die dieses 
System dem einzelnen läßt, als 
etwas kostenloses und selbst­
verständliches anzusehen ist und 
daß diese Freiheit das Recht auf 
ein beliebiges Verhalten impli­
ziert. Vielmehr muß klargestellt 
werden, daß "individuelle Frei­
heit ausreichende Einsicht in 
das gesellschaftlich Notwendige 
erfordert und daß das Bemühen 
um solche Einsicht mehr An­
strengung von allen verlangt, 
als es Bequemlichkeit ge­
stattet" (H.-D. o r t l i e b ).
Der Experte als "schlechtes Ge­
wissen der Gesellschaft"
Dem Experten wird in Zukunft die 
Aufgabe zufallen, die Gesell­
schaft darauf hinzuweisen, was 
getan oder unterlassen werden 
muß, um unheilvolle Entwick­
lungen von der Allgemeinheit 
abzuwenden oder ihnen vorzu­
beugen. Die Experten müssen so­

zusagen als "das schlechte Ge­
wissen der Gesellschaft" fungieren.
Die wirklich sachverständige Ur­
teilsfähigkeit des Fachmanns liegt 
aber immer nur in einem winzigen 
Teilbereich unseres Gesamtwissens.
Der schwierige Schritt besteht nun 
darin, die sachverständig gebilde­
ten Teilaspekte in ein Gesamt­
konzept einzuordnen, um daraus für 
die Politik verbindliche Programme 
zu entwickeln. Das aber hat der 
Spezialist nicht gelernt. Versagt 
er oftmals schon, wenn er Erkennt­
nisse und Gedanken seines Spezial­
gebietes anderen Kollegen, die 
auf anderen Gebieten arbeiten, 
zugänglich machen soll, so steht 
er der Aufgabe, aus "Teilaspekten 
eine auf die soziale Wirklich­
keit zutreffende Gesamtschau zu 
entwickeln" (H.-D. ORTLIEB) voll­
kommen hilflos gegenüber. Ohne 
eine derartige Gesamtschau kann 
aber keine rationale politische 
Entscheidung zustande kommen.

Fazit
Ohne wissenschaftlich ausgebildete 
Fachleute, die gleichzeitig auf 
die Demokratie vorbereitete, kri­
tische, kreative, mündige und 
kooperationsfähige Staatsbürger 
sind, können die Sachprobleme 
unserer Gesellschaft auf die 
Dauer nicht mehr gelöst werden.
"Wenn die junge Generation ... 
sich dieser Sachprobleme nicht an­
nimmt und sich weigert, die 
konkreten Voraussetzungen einer 
humanen Gesellschaft zu schaffen, 
dann werden wir in der Tat den 
'Fachidioten' ausgeliefert sein" 
(K.-D. ZIEHMANN) oder diese Ent­
scheidungen "den meist emotionalen 
Spontanitäten der von jeder Sach­
kenntnis ungetrübten Laien ... 
überlassen" (H.-D. ORTLIEB).
Beides würde über kurz oder lang 
unweigerlich zur Lähmung der 
pluralistischen Demokratie führen.



Wir stellen also fest: Die Hoch­
schule hat in unserer Gesell­
schaft einen außerwissenschaft­
lichen Bildungsauftrag.
Wie kann die Hochschule ihren 
Bildungsauftrag in der Praxis 
erfüllen?
Die Problematik besteht darin, 
Methoden zu entwickeln, nach 
denen dieser Bildungsauftrag in 
der Praxis erfüllt werden kann. 
Ginge es lediglich darum, irgend­
eine Weltanschauung oder "Staats­
ideologie" zu vermitteln, so 
könnte das in Form herkömmlicher 
Lehrveranstaltungen geschehen.
Es sollen jedoch menschliche 
Fähigkeiten gebildet werden: 
Kritische Urteilsfähigkeit weit 
über ein Spezialgebiet hinaus, 
die Fähigkeit sich aktiv für 
nicht persönliche Belange einzu­
setzen, die Fähigkeit seine 
eigenen Vorurteile zu erkennen 
und abzubauen, die Fähigkeit 
Toleranz zu üben, indem man 
andere Standpunkte vorurteilslos 
aufnimmt und gelten läßt und die 
Fähigkeit in Kooperation mit 
anderen anstehende Aufgaben zu 
lösen; kurz: Die Fähigkeit zu 
"demokratischem Verhalten".
Wenn ein derartig komplexes Bil­
dungsziel erreicht werden soll 
ist es nicht damit getan, dem 
Fachstudium zwei oder drei 
sozialwissenschaftliche Vorle­
sungen aufzupfropfen. So sind 
denn auch alle Versuche in dieser 
Richtung fehlgeschlagen: Vom 
"studium generale" über die Ein­
führung eines PflichtStudiums 
der Philosophie bis hin zu einem 
allgemeinen Bildungsgrund- oder 
BegleitStudium.
Demokratisches Verhalten muß ein­
geübt werden. Dazu bedarf es 
neuer Lehr- und Lernformen; so 
wären z.B. eine Art politischer 
Diskussionsveranstaltungen denk­
bar.
Die derzeitige Situation
Die heutige Hochschule leistet 
ihre außerwissenschaftliche Bil­
dungsaufgabe noch nicht einmal 
ansatzweise, ja wirkt einer über- 
fachiichen Bildung sogar ent­
gegen. Sie honoriert ausschließ­
lich rein fachliche Leistung.

Politisches Engagement dagegen 
führt in vielen Fällen zu einer 
Verlängerung der Studienzeit und 
u.U. zu einem weniger guten Ab­
schluß (und somit geringeren so­
zialen Chancen). Die Hochschule 
produziert also letztlich das 
apolitische Verhalten und die An­
fälligkeit ihrer Studenten für 
die Heilslehren linker Ersatz­
kirchen selbst.
Literatur:
Baer-Kaupert, Friedrich-Wilhelm: 

Frieden und Sicherheit als Gegen 
stand der politischen Bildungs­
arbeit. In: Europäische Inte­
gration-Herausforderung an die 
politische Bildung. Otzenhausen 
1970.

Dettling, Warnfried: Grenzen des 
Pluralismus. In: Gerd Langguth 
(Hrsg.): Aspekte zur Reform­
politik. Mainz 1971.

Löwenthal, Richard: Hochschule für 
die Demokratie. Köln 1971

N. N . : Hochschulreform, pädago­
gische Praxis u. pädagogische 
Wissenschaft. In: Pädagogik,6/69.

Ortlieb, Heinz-Dietrich: Die
Institutionalisierung der Anar­
chie. In: Maier, Hans und Zöller, 
Michael (Hrsg.): Die andere Bil­
dungskatastrophe. Köln 1970.

Seiffert, Helmut: Information über 
Information. München 1970

v.Hentig, Hartmut: Im Sachverstand I 
erstickt die Demokratie - wider 
den Priesterhochmut der Experten: 
In: Die Zeit, 28.2.1969.

Zielmann, Klaus Dieter: Demokrati­
sierung - Zur Krise des Demo­
kratiebegriffs. In: Gerd Lang­
guth (Hrsg.): Aspekte zur Re­
formpolitik. Mainz 1970.

groissen Rebbe, Chawer Karl 
Marx, mit groisser Achting-
Mao" .
"Schade, daß ich nicht Chine­
sisch verstehe", sagte Marx, 
während er das Bild wieder in 
die Tasche steckte. "Mit den 
Chinesen ist alles in Ordnung. 
Aber die anderen..."
"Sie meinen die Russen?"
"Bitte den Namen dieser Leute 
in meiner Gegenwart nicht zu er­
wähnen! Sind meine bitterste 
Enttäuschung, 'Pioniere der 
Weltrevolution' - daß ich nicht
lache! Über kurz oder lang wird 
man sie von den Amerikanern 
nicht mehr unterscheiden können".
"Meister", wagte ich zu wider­
sprechen. "Sie haben doch selbst 
in Ihrem 'Kommunistischen Mani­
fest' das Verschwinden aller 
Gegensätze als eines der End­
ziele der gesellschaftlichen 
Entwicklung bezeichnet".
"Ich? Das hätte ich gesagt?"
"Jawohl, Sie. Ganz deutlich.
Das Endziel der gesellschaft­
lichen Entwicklung ist - "
"Eben. Das Endziel. Aber die 
Entwicklung steht ja erst am 
Anfang. Zuerst muß man die 
Kapitalisten mit allen Mitteln 
bekämpfen und vernichten".
"Und was ist mit der fried­
lichen Koexistenz?"
"Gibt's nicht. Von friedlicher 
Koexistenz habe ich nie ge­
sprochen, das weiß ich zufäl­
lig ganz genau. Muß eine Er­
findung der Kreml-Banditen sein. 
Die wollen den Kapitalismus da­
durch überwinden, daß sie mehr 
Fernsehapparate erzeugen. Mao 
hat ganz recht. In Moskau weiß 
man nicht mehr, was Marxismus 
ist" .
"Und das Moskauer Marx-Lenin- 
Institut ?"
"Ein Schwindel. Dort lesen sie 
Gedichte über die Schönheit von 
Mütterchen Rußland. Als ein 
Student einmal fragte, wie der 
Sturz des kapitalistischen 
Systems schließlich zustande

kommen würde, antwortete ihm der 
Instruktor: durch die Einko* >ns- 
steuer!"
"Vielleicht ist das gar nicht so 
falsch."
"Und der Klassenkampf? Und die 
Diktatur des Proletariats? Warum 
ist man von alledem abgekommen?
Es ist eine Schande".
"Trotzdem wurden einige Ihrer Ideen 
verwirklicht," versuchte ich den 
alten Herrn zu trösten. "Die Mensch­
heit macht Fortschritte".
"Darauf kommt es nicht an! Das ist 
purer Revisionismus! Nur die Chi­
nesen wissen, worum es geht. Die 
werden der Welt den Kommunismus 
schon beibringen. Die werden Pro­
letarier aus euch machen, daß euch 
eure eigenen Mütter nicht mehr 
erkennen".
"Das wird noch einige Zeit dauern".
"Die haben Zeit genug. Zeit und 
700 Millionen Menschen. 700 Milli­
onen Marxisten. 700 Millionen Be­
weise für meine im 'Dialektischen 
Materialismus' aufgestellte These, 
daß der Umschlag der Quantität in 
Qualität... einerseits durch den 
ideologischen Überbau... anderer­
seits durch den ökonomischen Unter­
bau. .. regulative Funktion... offen 
gestanden: mir ist niemals klar ge­
worden, was ich da sagen wollte. 
Aber die Chinesen haben die Atom­
bombe. Das ist die Hauptsache".
Er erhob sich ein wenig mühsam und 
wandte sich zum Gehen: "Ich muß 
zu meinem Kibbuz zurück. Man hat 
mir dort eine leichte Arbeit in 
der Hühnerfarm zugewiesen. Die 
Mapam* benimmt sich überhaupt 
ganz anständig. Ja, ja. Das ist 
alles, was von mir übriggeblieberi 
ist: die Chinesen und die Mapam.
Gut Schabbes!"

*Eine linke Absplitterung der 
Mapai
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